
Erklärung der deutschen Bischöfe zum kirchlichen
Dienst

vom 27. April 2015

(ABl. 2015, S. 317)

I. Präambel

1. Der Berufung aller Menschen zur Gemeinschaft mit Gott und untereinander zu
dienen, ist der Auftrag der Kirche.1 In lebendigen Gemeinden und Gemeinschaften
bemüht sie sich, weltweit diesem Auftrag durch die Verkündigung des Evangeliums,
die Feier der Eucharistie und der anderen Sakramente sowie durch den Dienst am
Mitmenschen gerecht zu werden.2 Diese Sendung verbindet alle Glieder im Volk
Gottes: sie bemühen sich, ihr je an ihrem Ort und je nach ihrer Begabung zu entspre-
chen.3 Diesem Ziel dienen auch die Einrichtungen, die die Kirche unterhält und
anerkennt, um ihren Auftrag in der Gesellschaft wirksam wahrnehmen zu können.
Wer in ihnen tätig ist, wirkt an der Erfüllung dieses Auftrags mit. Alle, die in den
Einrichtungen mitarbeiten, bilden – unbeschadet der Verschiedenheit der Dienste
und ihrer rechtlichen Organisation – eine Dienstgemeinschaft.

2. In der Bundesrepublik Deutschland ist der Kirche durch das Grundgesetz die Frei-
heit garantiert, ihre Angelegenheiten selbstständig innerhalb der Schranken des für
alle geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten.4 Die Kirche kann ihre Sen-
dung und ihren Dienst in vielfältigen Formen verwirklichen. Sie ist nicht darauf be-
schränkt, dafür besondere kircheneigene Gestaltungsformen zu entwickeln, sondern
kann sich auch der jedermann offenstehenden Privatautonomie bedienen, um ein
Dienstverhältnis zu begründen und zu regeln.5 Deshalb ist es ihr möglich, neben den
ehrenamtlichen auch hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen.

3. Für alle, die im kirchlichen Dienst stehen, trägt die Kirche eine besondere Verant-
wortung. Aufgrund ihrer Sendung ist die Kirche verpflichtet, die Persönlichkeit und
Würde der einzelnen Mitarbeiterin und des einzelnen Mitarbeiters zu achten und
zu schützen und das Gebot der Lohngerechtigkeit zu verwirklichen.6 Das kirchliche
Arbeitsrecht muss daher außer den Erfordernissen, die durch die kirchlichen Aufga-

1 Vgl. ZWEITES VATIKANISCHES KONZIL, Dogmatische Konstitution Lumen gentium über die Kirche, 1, 5; ZWEITES
VATIKANISCHES KONZIL, Pastorale Konstitution Gaudium et spes über die Kirche in der Welt von heute, 3, 19, 40, 45.

2 Vgl. ZWEITES VATIKANISCHES KONZIL, Dogmatische Konstitution Lumen gentium über die Kirche, 8, 9, 26; ZWEITES
VATIKANISCHES KONZIL, Pastorale Konstitution Gaudium et spes über die Kirche in der Welt von heute, 24, 27, 41, 42, 88.

3 CIC cc. 208, 211, 215, 216.
4 Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Absatz 3 WRV.
5 Beschluss des BVerfG vom 4. Juni 1985, E 70, 138.
6 Vgl. CIC c. 747 § 2 sowie cc. 231 § 2, 1286.
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ben und Ziele gegeben sind, auch den Grundnormen gerecht werden, wie sie die
Katholische Soziallehre für die Arbeits- und Lohnverhältnisse herausgearbeitet hat.1

Für kirchliche Dienstverhältnisse ergeben sich daraus folgende Grundsätze:

II. Eigenart des kirchlichen Dienstes

Kirchliche Einrichtungen dienen dem Sendungsauftrag der Kirche. Daraus ergibt sich,
dass alle Gestaltungsformen des kirchlichen Dienstes, auch die arbeitsrechtlichen Be-
ziehungen zwischen den kirchlichen Anstellungsträgern und ihren Beschäftigten, dem
religiösen Charakter des kirchlichen Auftrags entsprechen müssen. In der Einrichtung
selbst muss sichtbar und erfahrbar werden, dass sie sich dem Auftrag Christi verpflichtet
und der Gemeinschaft der Kirche verbunden weiß. Alle Beteiligten, Dienstgeber sowie
leitende und ausführende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, müssen bereit sein, „an der
Verwirklichung eines Stückes Auftrag der Kirche im Geist katholischer Religiosität,
im Einklang mit dem Bekenntnis der katholischen Kirche und in Verbindung mit den
Amtsträgern der katholischen Kirche“2 mitzuwirken.

III. Anforderungen an Träger und Leitung kirchlicher Einrichtungen

1. Zielsetzung und Tätigkeit, Organisationsstruktur und Leitung kirchlicher Einrichtun-
gen haben sich an der Glaubens- und Sittenlehre und an der Rechtsordnung der Kir-
che auszurichten.3 Jede dieser Einrichtungen muss sich als Teil der Kirche begreifen.
Keine Einrichtung darf sich ohne Zustimmung der zuständigen kirchlichen Autorität
„katholisch“ nennen. 4

2. Träger und Leitung tragen die Verantwortung für den kirchlichen Charakter der
Einrichtung. Sie haben auch dafür zu sorgen, dass in der Einrichtung geeignete
Personen tätig sind, die bereit und in der Lage sind, den kirchlichen Charakter der
Einrichtung zu pflegen und zu fördern.5 Nur wenn die religiöse Dimension des
kirchlichen Dienstes beachtet und der kirchliche Charakter der Einrichtung durch
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bejaht werden, kann die Kirche ihren Dienst
an dem Menschen glaubwürdig erfüllen.

1 Vgl. ZWEITES VATIKANISCHES KONZIL, Pastorale Konstitution Gaudium et spes über die Kirche in der Welt von heute, 67.
2 Beschluss des BVerfG vom 11. Oktober 1977, E 46, 73, 87.
3 Vgl. PAPST JOHANNES PAUL II., Apostolische Konstitution Ex corde Ecclesiae über die Katholischen Universitäten (15.

August 1990), Allgemeine Normen Art. 2.
4 CIC cc. 216, 300, 803 § 3, 808.
5 Vgl. PAPST JOHANNES PAUL II., Apostolische Konstitution Ex corde Ecclesiae über die Katholischen Universitäten (15.

August 1990), Allgemeine Normen Art. 4.
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IV. Anforderungen der Kirche an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

1. Die Gestaltung des kirchlichen Arbeitsverhältnisses geht von der Dienstgemein-
schaft aller aus, in der jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter das kirchliche Selbst-
verständnis der Einrichtung anerkennt und dem dienstlichen Handeln zugrunde legt.
Das verpflichtet jede Mitarbeiterin und jeden Mitarbeiter zu einer Leistung und
Loyalität, die der Stellung der Einrichtung in der Kirche und der übertragenen
Aufgabe gerecht werden. Die Kirche muss deshalb an ihre Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter Anforderungen stellen, die gewährleisten, dass sie ihren besonderen
Auftrag glaubwürdig erfüllen können. Dazu gehören fachliche Tüchtigkeit, gewis-
senhafte Erfüllung der übertragenen Aufgaben1 und eine Zustimmung zu den Zielen
der Einrichtung.

2. Damit die Einrichtung ihre kirchliche Sendung erfüllen kann, muss der kirchliche
Dienstgeber bei der Einstellung darauf achten, dass eine Mitarbeiterin und ein Mitar-
beiter die Eigenart des kirchlichen Dienstes bejaht. Er kann pastorale, katechetische
und in der Regel erzieherische Aufgaben nur einer Person übertragen, die der katho-
lischen Kirche angehört.

3. (1) Von den katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird erwartet, dass sie
die Grundsätze der katholischen Glaubens- und Sittenlehre anerkennen und beach-
ten. Im pastoralen und katechetischen Dienst sowie bei Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern, die aufgrund einer Missio canonica oder einer bischöflichen Beauftragung
tätig sind, ist das persönliche Lebenszeugnis im Sinne der Grundsätze der Glaubens-
und Sittenlehre erforderlich, dies gilt in der Regel auch für leitende Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sowie für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im erzieherischen
Dienst.

(2) Von nicht katholischen christlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird er-
wartet, dass sie die Wahrheiten und Werte des Evangeliums achten und dazu beitra-
gen, sie in der Einrichtung zur Geltung zu bringen. Nichtchristliche Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter müssen bereit sein, die ihnen in einer kirchlichen Einrichtung zu
übertragenden Aufgaben im Sinne der Kirche zu erfüllen.

(3) Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben kirchenfeindliches Verhalten zu un-
terlassen. Sie dürfen in ihrer persönlichen Lebensführung und in ihrem dienstlichen
Verhalten die Glaubwürdigkeit der Kirche und der Einrichtung, in der sie beschäftigt
sind, nicht gefährden.

4. Erfüllt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Beschäftigungsanforderungen
nicht mehr, so muss der Dienstgeber durch Beratung versuchen, dass die Mitarbei-
terin oder der Mitarbeiter diesen Mangel auf Dauer beseitigt. Im konkreten Fall
ist zu prüfen, ob schon ein solches klärendes Gespräch oder eine Abmahnung,

1 Vgl. CIC c. 231 § 1.

Kirchlicher Dienst – Erklärung der deutschen Bischöfe 800 Archiv

Archiv, Geltungszeitraum 01.08.2015 - 02.04.2023 EBFR 3



ein formeller Verweis oder eine andere Maßnahme (z. B. Versetzung, Änderungs-
kündigung) geeignet sind, dem Obliegenheitsverstoß zu begegnen. Eine Kündigung
muss als letzte Maßnahme nicht nur arbeitsrechtlich, sondern auch im Licht der
religiösen Dimension der kirchlichen Dienstgemeinschaft gerechtfertigt sein. Liegt
ein schwerwiegender Loyalitätsverstoß vor, so hängt die Möglichkeit einer Weiter-
beschäftigung von der Abwägung der Einzelfallumstände ab. Bei der Abwägung
ist dem Selbstverständnis der Kirche ein besonderes Gewicht beizumessen, ohne
dass die Interessen der Kirche die Belange des Arbeitnehmers dabei prinzipiell
überwiegen.

V. Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer
Arbeitsbedingungen

1. In der Bundesrepublik Deutschland hat die Kirche das verfassungsmäßig gewährlei-
stete Recht, ein eigenes Regelungsverfahren zu schaffen, um ihre Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer Arbeitsverhältnisse zu beteiligen. Das Ta-
rifvertragssystem mit dem zu seinen Funktionsvoraussetzungen gehörenden Arbeits-
kampf sichert nicht die Eigenart des kirchlichen Dienstes. Tarifverträge kirchlicher
Einrichtungen mit verschiedenen Gewerkschaften sind mit der Einheit des kirchli-
chen Dienstes unvereinbar. Streik und Aussperrung widersprechen den Grunderfor-
dernissen des kirchlichen Dienstes. Für die Einrichtungen der Glaubensverkündi-
gung und die Werke der Nächstenliebe gäbe daher die Kirche ihren Sendungsauftrag
preis, wenn sie ihren Dienst den Funktionsvoraussetzungen des Tarifvertragssystems
unterordnen würde.

2. Die Dienstgemeinschaft als das maßgebende Strukturelement des kirchlichen
Dienstes gebietet es, dass unterschiedliche Interessen bei Dienstgebern und Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern unter Beachtung des Grundkonsenses aller über den
kirchlichen Auftrag ausgeglichen werden. Diesem Zweck dient es, dass die Kirche
mit paritätisch besetzten arbeitsrechtlichen Kommissionen einen eigenen Weg zur
Regelung der Vergütung und anderen Arbeitsbedingungen geht. Die Kompetenz
der arbeitsrechtlichen Kommission eröffnet die Möglichkeit, dass jeder Interessen-
konflikt Gegenstand einer Schlichtung sein kann. Dabei bleibt die Hirtenaufgabe
des Bischofs unberührt, die umfassende Verantwortung für alle ihm anvertrauten
Gläubigen wahrzunehmen. Das kirchenspezifische Arbeitsrechtsregelungsverfahren
des Dritten Weges sichert und fördert die Beteiligung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen. Es leistet damit zugleich
einen Beitrag für die vom Kirchenverständnis getragene Dienstgemeinschaft.
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VI. Mitarbeitervertretungsrecht als kirchliche Betriebsverfassung

Nach dem Grundgesetz bestimmt die Kirche für den ihr zugeordneten Bereich, „ob
und in welcher Weise die Arbeitnehmer und ihre Vertretungsorgane in Angelegenheiten
des Betriebs, die ihre Interessen berühren, mitwirken und mitbestimmen“.1 Die Mitbe-
stimmung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist geboten, weil sie den Dienst der
Kirche verantwortlich mitgestalten. Die Verwirklichung der Mitbestimmung kann nicht
von der Verfasstheit der Kirche, ihrem Auftrag und der kirchlichen Dienstverfassung
getrennt werden. Hierzu wurde aufgrund des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts die
Ordnung für Mitarbeitervertretungen erlassen. Damit füllen die Kirchen den vom Staat
zu selbstbestimmter Gestaltung anerkannten Regelungsraum auch zur Wahrung einer
Konkordanz mit der staatlichen Arbeitsrechtsordnung aus. Zwar entscheiden die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter selbst darüber, ob eine Mitarbeitervertretung gebildet wird;
der Dienstgeber hat aber im Rahmen der geltenden Regelung daran mitzuwirken und
etwaige Hindernisse zu beseitigen. Er soll denjenigen, die ein Amt in der Mitarbeiterver-
tretung übernehmen, erforderliche Hilfen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben anbieten.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen die Möglichkeit des Mitarbeitervertretungs-
rechts nutzen, ihre Rechte und Interessen, ihre Anliegen und Sorgen in der vorgesehenen
Weise zur Geltung zu bringen. Der Dienstgeber darf sie hieran nicht hindern. Der
kircheneigene Weg im Mitarbeitervertretungsrecht schließt schon im Hinblick auf die
kirchliche Soziallehre eine gleichwertige soziale Verantwortung ein. Gleichwohl erfor-
dert dieser Weg Unterschiede zum weltlichen Betriebsverfassungs- und Personalvertre-
tungsrecht. Sie haben ihren Grund in der Sendung der Kirche.

VII. Koalitionsfreiheit kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen Dienstes können sich in Ausübung
der Koalitionsfreiheit als kirchliche Arbeitnehmer zur Beeinflussung der Gestaltung der
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen in Vereinigungen (Koalitionen) zusammenschlie-
ßen, diesen beitreten und sich in ihnen betätigen. Die Koalitionen sind berechtigt, im
Rahmen der verfassungsrechtlichen Grenzen innerhalb der kirchlichen Einrichtung für
den Beitritt zu diesen Koalitionen zu werben, über deren Aufgabe und Tätigkeit zu
informieren sowie Koalitionsmitglieder zu betreuen. Die Mitwirkung von tariffähigen
Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerkschaften) in den arbeitsrechtlichen Kommissionen des
Dritten Weges ist gewährleistet. Die Koalitionsfreiheit entbindet die Vertreter der Koali-
tion nicht von der Pflicht, das verfassungsmäßige Selbstbestimmungsrecht der Kirche
zur Gestaltung der sozialen Ordnung ihres Dienstes zu achten und die Eigenart des
kirchlichen Dienstes zu respektieren.

1 Beschluss des BVerfG vom 11. Oktober 1977, E 46, 73, 94.
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VIII. Gerichtlicher Rechtsschutz

Soweit die Arbeitsverhältnisse kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dem staatli-
chen Arbeitsrecht unterliegen, sind die staatlichen Arbeitsgerichte für den gerichtlichen
Rechtsschutz zuständig. Für Rechtsstreitigkeiten auf den Gebieten der kirchlichen Ord-
nungen für ein Arbeitsvertrags- und des Mitarbeitervertretungsrechts werden für den
gerichtlichen Rechtsschutz unabhängige kirchliche Gerichte gebildet.

IX. Gemeinsame Verantwortung

1. Bei ihrer Entscheidung für ein kircheneigenes Dienst- und Arbeitsrecht hat sich
die Kirche davon leiten lassen, „dass das Grundgesetz der menschlichen Vervoll-
kommnung und deshalb auch der Umwandlung der Welt, das neue Gebot der Liebe
ist,... dass allen Menschen der Weg der Liebe offensteht und dass der Versuch,
eine allumfassende Brüderlichkeit herzustellen, nicht vergeblich ist“.1 Wenn die
erzieherischen, caritativen, missionarischen und sozialen Einrichtungen von diesem
Glauben durchdrungen sind, bringen sie den Auftrag der Kirche in der Welt von
heute für alle Menschen verständlich zum Ausdruck.2

2. Damit die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Sinn, Ziel und Struktur des kirchlichen
Dienstes und ihre eigene Aufgabe darin besser erkennen können, kommt ihrer Aus-
und Fortbildung große Bedeutung zu. Sie müssen bereits in der Ausbildungsphase
mit den funktionalen Erfordernissen, aber genauso mit den ethischen und religiösen
Aspekten ihres Dienstes vertraut gemacht werden.

Im Rahmen der fachlichen und beruflichen Weiterbildung muss auch für Fragen
des Glaubens und der Wertorientierung sowie für die Bewältigung der spezifischen
Belastungen der einzelnen Dienste in angemessener Weise Raum geschaffen wer-
den. Nur in einem Klima wechselseitigen Respekts und Vertrauens kann sich eine
Spiritualität entwickeln, die die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ihrem Einsatz
trägt, den Menschen dient und die Kirche als Ganze bereichert.3

3. Zum kirchlichen Dienst gehören auch solche Gläubige, die auf Dauer oder auf Zeit
ehrenamtlich ohne Entgelt besondere Aufgaben in der Kirche erfüllen, um durch
dieses Apostolat mitzuhelfen, dass die Kirche ihre Aufgaben erfüllen kann. Sie
geben mit ihrem Einsatz eine Ermutigung, sie stützen und bestärken die anderen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Sie tragen dazu bei, dass im Alltag der kirchli-
chen Dienste die missionarische Kraft nicht erlahmt. Daher werden auch sie in
die Weiterbildung über Fragen ihres Dienstes und des Glaubens sowie bei Hilfen
der Lebensführung einbezogen. Die hauptberuflich Tätigen sollen dafür gewonnen

1 Vgl. ZWEITES VATIKANISCHES KONZIL, Pastorale Konstitution Gaudium et spes über die Kirche in der Welt von heute, 38.
2 Vgl. 2 Kor 3,2.
3 Vgl. 1 Kor 12,14-21.
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werden, über ihren beruflichen Dienst hinaus bei der Verwirklichung der Aufgaben
der Kirche aus freien Stücken mitzuarbeiten.
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